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NÖ GO 1973

 Veranlagung im Bundesschatz – Zuständigkeiten
 Bis 1 Jahr Laufzeit  Bürgermeister (§ 38 Abs 1 Z 3 iVm § 69b 

NÖ GO 1973)
 Ab 1 Jahr Laufzeit  Gemeinderat (§ 35 Z 22 lit i NÖ GO 

1973)
 Beschlüsse über den An- und Verkauf der Veranlagung 

(Wertpapiere) sind gemäß § 87 Abs. 2 Z 2 NÖ GO 1973 
anzeigepflichtig

 Mitgliedschaft Wahlpartei
 Bleibt auch bei Austritt aus politischen Parteien bestehen

 Volksbefragungen
 Initiativanträge auf Volksbefragungen verhindern keinen 

Beschluss des Gemeinderates zu dem Thema
 Gemeinderat ist für die Fragestellung verantwortlich



NÖ GRWO 1994

 Festlegung der Sprengel
 Präzise örtliche Festlegung

 Verbotszone
 Erforderlichkeit und Vollziehbarkeit

 Wahl vor Beginn der Wahlhandlung
 Nicht gestattet, auch für Mitglieder von Wahlbehörden



IFG

 Art 22a B-VG
 Veröffentlichungspflicht

 Gemeinden ≥ 5.000 Einwohner

 Grundrecht auf Informationszugang

 Informationszugang gegenüber Stiftungen, Fonds, 
Anstalten und Unternehmungen

 Art 10 EMRK
 Informationszugang für „gesellschaftliche Wachhunde“



IFG

 Informationsbegriff des IFG ist umfassend
 jede amtlichen oder unternehmerischen Zwecken 

dienende Aufzeichnung im Wirkungsbereich eines 
Organs, im Tätigkeitsbereich einer Stiftung, eines Fonds 
oder einer Anstalt oder im Geschäftsbereich einer 
Unternehmung, unabhängig von der Form, in der sie 
vorhanden und verfügbar ist
 Bescheide
 Aktenvermerke
 Niederschriften
 Kalendereinträge
 SMS
 Beschwerdebriefe etc.



IFG

 Informationen von allgemeinem Interesse
 Betreffen einen allgemeinen Personenkreis oder sind für 

einen solchen relevant z.B.
 Geschäftseinteilungen, Geschäftsordnungen, 

Tätigkeitsberichte, Amtsblätter, amtliche Statistiken

 Von informationspflichtigen Stellen erstellte oder in Auftrag 
gegebene Studien, Gutachten, Umfragen, Stellungnahmen 
und Verträge. 

 Verträge über einen Wert von mindestens 100 000 Euro sind 
jedenfalls von allgemeinem Interesse.



IFG - Veröffentlichung

 Für Gemeinden ≥ 5.000 Einwohner verpflichtend, 
darunter freiwillig
 Einwohnerzahl richtet sich nach der Volkszählung
 Gemeindeverbände sind immer umfasst

 Zuständigkeit zur Veröffentlichung
 Das Organ, das die Information erstellt oder in Auftrag 

gegeben hat
 Sind von einer Information identische Kopien vorhanden, 

so ist nur die Referenzversion, von der die Kopien 
abgeleitet sind, zu veröffentlichen

 Kein subjektives Recht auf Veröffentlichung
 Entscheidung für oder gegen Veröffentlichung muss 

dokumentiert werden



IFG - Zugang

 Informationszugangsverfahren ist ein Verfahren nach 
AVG

 Zuständigkeiten
 Jenes informationspflichtige Organ, zu dessen Wirkungs- oder 

Geschäftsbereich die Information gehört

 Bei Unzuständigkeit weiterleiten oder an die zuständige 
Stelle verweisen

 Antragstellung schriftlich, mündlich oder telefonisch 
möglich
 Ist das mündliche oder telefonische Informationsbegehren zu 

umfangreich, kann die schriftliche Ausführung aufgetragen 
werden

 Information ist möglichst präzise zu bezeichnen



IFG - Zugang

 Verbesserungsauftrag bei schriftlichen 
Informationsbegehren möglich

 Anonyme Informationsbegehren?
 § 13 Abs 4 AVG

 Erteilung oder Verweigerung binnen 4 
Wochen
 Innerhalb der 4 Wochen kann die Frist um 

weitere 4 Wochen verlängert werden
 Verlängerung muss begründet werden



IFG - Zugang

 Erteilung in begehrter Form, ansonsten tunlicher Form
 Zugang zu Originaldokument oder Kopie

 Elektronisch

 Analog

 Akteneinsicht
 Auskunft

 Verweis auf andere Quellen
 IFG gewährt aber kein Recht auf Akteneinsicht, das Recht 

auf „Stöbern“ im Akt oder das Recht auf Durchsuchung 
von Datenbanken

 Teilweiser Informationszugang
 Möglichkeit und Aufwand



IFG - Zugang

 Anhörungspflicht
 Bei Eingriff in die Rechte eines anderen

 Anhörung nach Möglichkeit

 Parteistellung?

 Entfall bei „gesellschaftlichen Wachhunden“ sofern 
erforderlich

 Verständigungspflicht
 Wurde die Anhörung unterlassen oder hat sich die betroffene 

Person gegen die Weitergabe ausgesprochen und wurde 
die Information dennoch weitergegeben, dann ist die 
betroffene Person nach Möglichkeit zu verständigen 

 Entfall bei „gesellschaftlichen Wachhunden“ sofern 
erforderlich



IFG - Zugang

 Gebührenfreiheit
 Befreiung von Gebühren und Verwaltungsabgaben

 Barauslagen können verlangt werden

 Eigener Wirkungsbereich
 Die Information ist soweit im eigenen Wirkungsbereich der 

Gemeinden zu besorgen, als diese in Angelegenheiten 
ergeht, die von diesen im eigenen Wirkungsbereich zu 
besorgen sind



IFG - Zugang

 Verweigerung mit Feststellungsbescheid
 Auf schriftlichen Antrag

 Antragsberechtigt ist der Informationswerber

 Muss das ursprüngliche Informationsbegehren in irgendeiner 
Form bezeichnen

 Nicht an eine Frist gebunden

 Entscheidungsfrist zwei Monate

 Gründe für die Verweigerung und Interessenabwägung 
ist genau darzulegen



IFG - Zugang

 Rechtsschutz
 Übertragener Wirkungsbereich  Beschwerde

 Bei Säumnisbeschwerde keine Nachholung möglich

 Beschwerdevorentscheidung binnen 3 Wochen

 Eigener Wirkungsbereich  Berufung?



IFG - Geheimhaltung

 Zwingende integrations- oder außenpolitischen Gründen, insbesondere 
auch gemäß unmittelbar anwendbaren Bestimmungen des Rechts der 
Europäischen Union oder zur Einhaltung völkerrechtlicher Verpflichtungen

 Nationale Sicherheit

 Umfassende Landesverteidigung

 Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit

 Unbeeinträchtigte Vorbereitung einer Entscheidung

 Abwehr eines erheblichen wirtschaftlichen oder finanziellen Schadens der 
Organe, Gebietskörperschaften oder sonstigen Selbstverwaltungskörper 



IFG - Geheimhaltung

 Überwiegende berechtigten Interesse eines anderen
 Wahrung des Rechts auf Schutz der personenbezogenen 

Daten

 Wahrung von Berufs-, Geschäfts- oder 
Betriebsgeheimnissen

 Wahrung des Bankgeheimnisses

 Wahrung des Redaktionsgeheimnisses

 Wahrung der Rechte am geistigen Eigentum betroffener 
Personen



IFG - Geheimhaltung

 Geheimhaltung nur soweit und solange es erforderlich 
ist

 Interessenabwägung
 Harm Test

 welcher Schaden oder welche negativen Auswirkungen mit 

 welcher Wahrscheinlichkeit 

 Public Interest Test
 Prüfen, ob überwiegende öffentliche Interessen für die 

Weitergabe der Information sprechen, obwohl berechtigte 
Geheimhaltungsinteressen vorliegen und beeinträchtigt 
werden könnten



IFG – Verweigerung 
außerhalb Geheimhaltung
 Verweisung auf andere Quellen

 Offenbar missbräuchliches Begehren

 Erteilung der Information würde die sonstige Tätigkeit 
des Organs wesentlich und unverhältnismäßig 
beeinträchtigen



IFG – Stiftungen, Fonds, 
Anstalten und Unternehmungen

 Der individuelle Informationszugang ist für Stiftungen, Fonds, Anstalten 
anwendbar, wenn sie der Kontrolle des RH oder eines LRH unterliegen

 Für Unternehmungen ist der individuelle Informationszugang 
anwendbar, wenn sie der Kontrolle des RH oder eines LRH und 
gleichzeitig
 50%-Beteiligung Bund, Land oder Gemeinde allein oder gemeinsam mit anderen 

dem RH unterliegenden Rechtsträgern

 Beherrschung durch Bund, Land oder Gemeinde allein oder gemeinsam mit 
anderen dem RH unterliegenden Rechtsträgern

 Tochterunternehmen von den vorgenannten Unternehmungen

 Grundsätzlich gelten die Regeln des IFG zum individuellen Informationszugang
 Abweichen insbesondere für Antrag und Rechtsschutz



Vielen Dank!
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